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380. Bundesgesetz betreffend die Sicherung
einer ungestörten Produktion und der Versor-
gung der Bevölkerung und sonstiger Bedarfs-
träger mit wichtigen Wirtschafts- und Bedarfs-
gütern (Versorgungssicherungsgesetz —

VerssG 1992)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

(Verfassungsbestimmung)

(1) Die Erlassung und Aufhebung von Vorschrif-
ten, wie sie im vorliegenden Bundesgesetz enthalten
sind, sowie die Vollziehung dieser Vorschriften sind
bis zum Ablauf des 31. Dezember 1995 auch in den
Belangen Bundessache, hinsichtlich derer das
Bundes-Verfassungsgesetz in der Fassung von 1929
etwas anderes vorsieht. Die in diesen Vorschriften
geregelten Angelegenheiten können — unbeschadet
der Stellung des Landeshauptmannes gemäß
Art. 102 Abs. 1 B-VG — nach Maßgabe des § 4
Abs. 3 von Einrichtungen der gesetzlichen Interes-
senvertretungen und nach Maßgabe des § 5 Abs. 1
von juristischen Personen im übertragenen Wir-
kungsbereich als Bundesbehörden unmittelbar ver-
sehen werden.

(2) Die Erlassung von Verordnungen des
Bundesministers für wirtschaftliche Angelegenhei-
ten auf Grund des Art. II bedarf, soweit derartige
Verordnungen nicht ausschließlich die gänzliche
oder teilweise Aufhebung in Geltung stehender
Verordnungen zum Gegenstand haben, der Zustim-
mung des Hauptausschusses des Nationalrates.

(3) Bei Gefahr im Verzug sind Verordnungen des
Bundesministers für wirtschaftliche Angelegenhei-

ten auf Grund des Art. II gleichzeitig mit dem
Antrag auf Erteilung der Zustimmung des Haupt-
ausschusses des Nationalrates zu erlassen. Verord-
nungen, deren Erlassung die Zustimmung des
Hauptausschusses des Nationalrates nicht vorange-
gangen ist, sind unverzüglich aufzuheben, wenn der
Hauptausschuß des Nationalrates ihrer Erlassung
nicht oder nicht innerhalb der dem Einlangen des
Antrages folgenden Woche zustimmt.

(4) Beschlüsse des Hauptausschusses des Natio-
nalrates, mit denen die in Abs. 2 und 3 erwähnte
Zustimmung erteilt wird, können nur in Anwesen-
heit von mindestens der Hälfte seiner Mitglieder
und mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der
abgegebenen Stimmen gefaßt werden.

(5) Dieser Artikel tritt mit 1. Juli 1992 in Kraft.

(6) Mit der Vollziehung dieses Artikels ist die
Bundesregierung betraut.

Artikel II

Erlassung von Lenkungsmaßnahmen

§ 1. (1) Der Bundesminister für wirtschaftliche
Angelegenheiten kann durch Verordnung für die in
der Anlage angeführten Wirtschafts- und Bedarfs-
güter (Waren) im Falle einer unmittelbar drohenden
Störung der Versorgung oder zur Behebung einer
bereits eingetretenen Störung unbedingt erforderli-
che Lenkungsmaßnahmen anordnen, sofern diese
Störungen

1. keine saisonale Verknappungserscheinung
darstellen und

2. durch marktkonforme Maßnahmen nicht,
nicht rechtzeitig oder nur mit unverhältnismä-
ßigen Mitteln abgewendet oder behoben
werden können,
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und insoweit diese Waren nicht Lenkungsmaßnah-
men nach anderen Bundesgesetzen unterliegen.

(2) Lenkungsmaßnahmen können auch ergriffen
werden, soweit es zur Erfüllung völkerrechtlicher
Verpflichtungen zur Inkraftsetzung von entspre-
chenden Maßnahmen auf Grund von Beschlüssen
von Organen internationaler Organisationen erfor-
derlich ist.

(3) Lenkungsmaßnahmen gemäß § 2 haben zum
Ziel,

1. im Falle des Abs. 1 eine ungestörte Erzeugung
und Verteilung von Waren aufrechtzuerhalten
oder wiederherzustellen, um die gesamte
Bevölkerung und sonstige Bedarfsträger, ein-
schließlich jener der militärischen Landesver-
teidigung, ausreichend zu versorgen. Hiebei
ist sowohl auf die gesamtwirtschaftlich zweck-
mäßigste Nutzung der Waren als auch auf
bestehende völkerrechtliche Verpflichtungen
Bedacht zu nehmen.

2. im Falle des Abs. 2 die Erfüllung völkerrechtli-
cher Verpflichtungen zur Inkraftsetzung von
Maßnahmen auf Grund von Beschlüssen von
Organen internationaler Organisationen unter
Berücksichtigung regionaler Versorgungsver-
hältnisse zu ermöglichen.

Lenkungsmaßnahmen

§ 2. Lenkungsmaßnahmen sind
1. Gebote, Verbote und die Anordnung von

Bewilligungspflichten hinsichtlich der Produk-
tion, des Transportes, der Lagerung, der
Verteilung, der Abgabe, des Bezuges, der Ein-
und Ausfuhr sowie der Verwendung von
Waren;

2. Anweisungen an Besitzer oder andere Verfü-
gungsberechtigte von Transport-, Lager- und
Verteilungseinrichtungen für gemäß Z 1 ge-
lenkte Waren;

3. die Verpflichtung von physischen und juristi-
schen Personen, von Personengesellschaften
des Handelsrechtes sowie von eingetragenen
Erwerbsgesellschaften, die gewerbsmäßig Wa-
ren erzeugen, bearbeiten, verarbeiten, ver-
brauchen, lagern, für sich oder andere
verwahren oder damit handeln, zu Meldungen
über den Bedarf, die Erzeugung, Bearbeitung,
Verarbeitung, den Verbrauch, den Zu- und
Abgang und den Lagerbestand von Waren
sowie zu von für die Vollziehung dieses
Bundesgesetzes notwendigen Auskünften über
Betriebsverhältnisse.

§ 3. (1) Lenkungsmaßnahmen können in ihrer
Gesamtheit, einzeln oder in Verbindung miteinan-
der und unabhängig davon ergriffen werden, ob
eine Störung der Versorgung das gesamte Bundes-
gebiet, nur Teile desselben, die gesamte Wirtschaft
oder nur bestimmte Zweige derselben betrifft. Trifft

eine Störung der Versorgung nur Teile des
Bundesgebietes oder nur bestimmte Zweige der
Wirtschaft, können Lenkungsmaßnahmen auf die
betroffenen Teile des Bundesgebietes oder auf die
bestimmten Zweige der Wirtschaft beschränkt
werden.

(2) Lenkungsmaßnahmen dürfen nur in einem
solchen Ausmaß und für eine solche Dauer ergriffen
werden, als dies zur Abwendung oder Behebung
einer Störung der Versorgung oder zur Erfüllung
völkerrechtlicher Verpflichtungen im Sinne des § 1
Abs. 2 unbedingt erforderlich ist. Sie dürfen jeweils
nur für die Dauer von sechs Monaten ergriffen
werden und sind nach Wegfall der sie begründen-
den Umstände unverzüglich, auch schon vor Ablauf
dieser Frist, aufzuheben. Im Falle einer bereits
eingetretenen Störung der Versorgung oder zur
Erfüllung völkerrechtlicher Verpflichtungen im
Sinne des § 1 Abs. 2 ist die Verlängerung ergriffener
Lenkungsmaßnahmen für die Dauer der Störung
jeweils um weitere sechs Monate zulässig. Durch
Lenkungsmaßnahmen darf in die Unverletzlichkeit
des Eigentums oder in die Freiheit der Erwerbstätig-
keit nur eingegriffen werden, wenn die im § 1
genannten Ziele nicht anders erreicht werden
können.

Lenkungsbehörden

§ 4. (1) Der Bundesminister für wirtschaftliche
Angelegenheiten kann

1. sofern eine Störung der Versorgung nur Teile
des Bundesgebietes bedroht oder betrifft und
eine solche Störung dadurch besser abgewen-
det oder behoben werden kann, die Landes-
hauptmänner der Bundesländer, in welchen
die von dieser Störung der Versorgung
bedrohten oder betroffenen Teile des Bundes-
gebietes liegen, oder

2. wenn auf Grund der Art und des Umfanges
der unmittelbar drohenden oder bereits
eingetretenen Störung der Versorgung die bei
der Anordnung von Lenkungsmaßnahmen zu
berücksichtigenden Umstände in Teilen des
Bundesgebietes verschieden sind oder dies
sonst im Interesse der Zweckmäßigkeit,
Raschheit, Einfachheit und Kostenersparnis
gelegen ist, die Landeshauptmänner

durch Verordnung beauftragen, die ihm auf Grund
dieses Bundesgesetzes zustehenden Befugnisse in
ihrer Gesamtheit, einzeln oder in Verbindung
miteinander an seiner Stelle auszuüben.

(2) Vor der Erlassung oder Aufhebung von
Verordnungen hat

1. der Bundesminister für wirtschaftliche Angele-
genheiten den Bundes-Versorgungssiche-
rungsausschuß (§ 14 Abs. 1 Z 1),

2. der Landeshauptmann den Landes-Versor-
gungssicherungsausschuß (§ 14 Abs. 1 Z 2)
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zu hören. Die Anhörung des zuständigen Versor-
gungssicherungsausschusses hat bei Gefahr im
Verzug zu entfallen. Er ist jedoch nachträglich
unverzüglich mit der Angelegenheit zu befassen.

(3) Die Durchführung von Verordnungen und
die Kontrolle ihrer Einhaltung obliegt den Behör-
den der allgemeinen staatlichen Verwaltung sowie
den Gemeinden im übertragenen Wirkungsbereich.
Die Aufgaben, die von den einzelnen Behörden
wahrzunehmen sind, sind in den Verordnungen
unter Bedachtnahme auf die Zweckmäßigkeit,
Einfachheit, Raschheit, Kostenersparnis und Wirk-
samkeit der Durchführung festzulegen. Darüber
hinaus kann der Bundesminister für wirtschaftliche
Angelegenheiten aus den gleichen Gründen Ein-
richtungen der gesetzlichen Interessenvertretungen,
insbesondere die Bundeskammer der gewerblichen
Wirtschaft, im übertragenen Wirkungsbereich her-
anziehen.

§ 5. (1) Falls der Bundesminister für wirtschaftli-
che Angelegenheiten Einrichtungen der gesetzli-
chen Interessenvertretungen im Sinne des § 4 Abs. 3
heranzieht, kann er durch Verordnung die Organ-
walter der gesetzlichen Interessenvertretungen
bezeichnen, welche die übertragenen Aufgaben
wahrzunehmen haben. Darüber hinaus kann er
durch Verordnung bestimmte juristische Personen
bezeichnen, die von gesetzlichen Interessenvertre-
tungen mit der Durchführung und Kontrolle
bestimmter ihnen gemäß § 4 Abs. 3 übertragenen
Aufgaben herangezogen werden können. Vom
Bundesminister für wirtschaftliche Angelegenheiten
können nur solche juristischen Personen bezeichnet
werden, die in der Lage sind, zur Zielerreichung (§ 1
Abs. 3) entscheidend beizutragen.

(2) Die gesetzlichen Interessenvertretungen ha-
ben eine solche Beauftragung durch Verordnung
mit Zustimmung des Bundesministers für wirt-
schaftliche Angelegenheiten vorzunehmen.

Kundmachung von Verordnungen

§ 6. Verordnungen nach diesem Bundesgesetz
sind im „Amtsblatt zur Wiener Zeitung" kundzu-
machen und treten mit Beginn des Tages der
Kundmachung in Kraft, sofern nicht ein späterer
Zeitpunkt für das Inkrafttreten bestimmt wird. Ist
eine Kundmachung im „Amtsblatt zur Wiener
Zeitung" nicht oder nicht zeitgerecht möglich, ist
die Verordnung in anderer geeigneter Weise —
insbesondere durch Rundfunk oder sonstige akusti-
sche Mittel oder Veröffentlichung in einem oder
mehreren periodischen Medienwerken, die Anzei-
gen veröffentlichen, insbesondere in Tageszeitun-
gen — kundzumachen.

Beschlagnahme

§ 7. (1) Zur Erreichung der in § 1 Abs. 3
genannten Ziele kann der Bundesminister für
wirtschaftliche Angelegenheiten Waren und Ein-

richtungen, für die Lenkungsmaßnahmen gemäß § 2
Z 1 und 2 angeordnet wurden, beschlagnahmen und
zu deren Ablieferung verpflichten.

(2) Ausgenommen von den Bestimmungen des
Abs. 1 sind Waren,

1. die im Zeitpunkt des Inkrafttretens von
Lenkungsmaßnahmen bereits im Eigentum
oder zur Verfügung eines Bundeslandes oder
einer Gemeinde stehen und für die Versor-
gung der eigenen Bevölkerung vorrätig
gehalten werden,

2. die der Deckung des eigenen betrieblichen
Bedarfes im Rahmen von Lenkungsmaßnah-
men dienen, sowie solche, die für Zwecke der
militärischen Landesverteidigung vorrätig ge-
halten werden und nicht zur Abgabe an Dritte
bestimmt sind,

3. die im Eigentum oder Besitz eines Letztver-
brauchers stehen und der Deckung seines
persönlichen Bedarfes oder des Bedarfes seiner
Haushaltsangehörigen dienen.

(3) Vorräte gemäß Abs. 2 Z 1 und Vorräte für die
militärische Landesverteidigung gemäß Abs. 2 Z 2,
die nicht der militärischen Geheimhaltungspflicht
unterliegen, sind dem Bundesministerium für
wirtschaftliche Angelegenheiten innerhalb von
48 Stunden nach Inkrafttreten von Lenkungsmaß-
nahmen sowie während der Dauer von Lenkungs-
maßnahmen jeweils zum Monatsende schriftlich zu
melden. Meldungen von Gemeinden sind eine
Angelegenheit des eigenen Wirkungsbereiches der
Gemeinde.

(4) Für Vermögensnachteile, die durch Maßnah-
men auf Grund des Abs. 1 entstanden sind, ist eine
Entschädigung in Geld zu leisten. Über die
Entschädigung ist auf Antrag vom Bundesminister
für wirtschaftliche Angelegenheiten durch Bescheid
abzusprechen. Dieser Bescheid ist innerhalb von
acht Wochen nach Antragstellung zu erlassen.
Innerhalb von drei Monaten nach Zustellung des
Bescheides kann die Festsetzung einer Entschädi-
gung durch das ordentliche Gericht beantragt
werden. Zuständig ist das Bezirksgericht, in dessen
Sprengel der Antragsteller seinen Wohnsitz, sofern
der Antragsteller eine juristische Person oder eine
Personengesellschaft des Handelsrechtes ist, diese
ihren Sitz hat. Hat der Antragsteller keinen
Wohnsitz bzw. Sitz im Inland, so ist das
Bezirksgericht zuständig, in dessen Sprengel die
Maßnahme gesetzt worden ist. Das Verfahren
richtet sich nach den Bestimmungen über das
gerichtliche Verfahren außer Streitsachen, wobei
die Bestimmungen des Eisenbahnenteignungsgeset-
zes 1954, BGBl. Nr. 71, über die gerichtliche
Feststellung der Entschädigung sinngemäß anzu-
wenden sind. Mit dem Einlangen des Antrages beim
Bezirksgericht tritt der nach diesem Absatz zweiter
Satz erlassene Bescheid außer Kraft. Wird der
Antrag zurückgezogen, so tritt der Bescheid wieder
im vollen Umfang in Kraft.
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Begleitende Bestimmungen

§ 8. (1) Für den Fall, daß konkrete Anhaltspunkte
für einen möglichen Eintritt einer Versorgungsstö-
rung im Sinne des § 1 Abs. 1 bei bestimmten Waren
(störungsanfällige Waren) vorliegen, kann der
Bundesminister für wirtschaftliche Angelegenheiten
vor einer allfälligen Erlassung von Verordnungen
gemäß § 1 zu Zwecken der vorbeugenden Versor-
gungssicherung

1. in bezug auf störungsanfällige Waren Daten
über Art, Menge und Wert der Erzeugung, des
Handels und des Verbrauches, über den Wert
der Lagerbestände und die Kapazität der
Betriebe, die in Erfüllung der Auskunftspflicht
nach dem Bundesstatistikgesetz 1965 bekannt-
gegeben worden sind, verwenden;

2. Interessenvertretungen auffordern, in bezug
auf störungsanfällige Waren in Z 1 genannte
Daten zur Verfügung zu stellen, die für eigene
Statistiken der Interessenvertretungen erhoben
worden sind, und diese Daten verwenden;

3. bestimmte Adressaten des im § 2 Z 3 genann-
ten Personenkreises auffordern, bezüglich
störungsanfälliger Waren Meldungen im
Sinne des § 2 Z 3 auf freiwilliger Basis zu
erstatten.

(2) Soweit der Zweck des Abs. 1 durch die
Verwendung von anonymisierten Daten erreicht
werden kann, dürfen personenbezogene Daten bei
Anwendung von Z 1 und 2 nicht herangezogen
werden.

(3) Abs. 1 darf nur nach Anhörung des
Bundes-Versorgungssicherungsausschusses ange-
wendet werden und nur soweit dies zur Einleitung
und Überwachung von freiwilligen Selbstbeschrän-
kungsmaßnahmen geboten ist, die entweder von
Interessenvertretungen oder von wesentlichen Tei-
len der betroffenen Wirtschaftszweige getragen
werden.

(4) Wird die Erstattung der in Abs. 1 Z 3
genannten Meldungen abgelehnt, kann der Bundes-
minister für wirtschaftliche Angelegenheiten durch
Bescheid die Erstattung dieser Meldungen auftra-
gen. § 9 Abs. 1 und 2 sind sinngemäß anzuwenden.

§ 9. (1) Der Bundesminister für wirtschaftliche
Angelegenheiten oder die im § 4 Abs. 3 genannten
Behörden können nach Maßgabe ihres Aufgabenbe-
reiches durch gehörig legitimierte Organe die
gemäß § 2 Z 3 zu erteilenden Meldungen und
Auskünfte überprüfen lassen und, sofern die
Meldepflichtigen die Meldungen trotz ausdrückli-
cher Aufforderung nicht rechtzeitig abgegeben
haben, diese an Ort und Stelle auf Kosten des
Meldepflichtigen erstellen lassen.

(2) Diesen Organen ist jederzeit Zutritt zu den
Betriebsstätten und Lagerräumen und die Einsicht-
nahme in jene Betriebsbereiche und Aufzeichnun-
gen zu gewähren, deren Kenntnis für die Durchfüh-

rung der Lenkungsmaßnahmen unbedingt erforder-
lich ist (Bedarf, Lagerbestand, Zu- und Abgang von
Waren, ihre Erzeugung, Bearbeitung, Verarbeitung
und den Verbrauch); den Organen ist jede für die
Überprüfung erforderliche Auskunft zu erteilen.

(3) Die im § 8 Abs. 1 genannten Daten sowie der
Inhalt von Meldungen gemäß § 8 Abs. 1 und 3 und
§ 2 Z 3 sowie das Ergebnis der Erhebungen gemäß
Abs. 1 und 2 dürfen nur für Zwecke der
Vollziehung dieses Bundesgesetzes verwendet wer-
den.

§ 10. (1) Die gemäß § 4 Abs. 3 mit der
Durchführung von Lenkungsmaßnahmen betrauten
Organe sind insoweit zur Ermittlung, Verarbeitung
und Übermittlung von Daten im Sinne des
Datenschutzgesetzes, BGBl. Nr. 565/1978, ermäch-
tigt, als dies zur Erfüllung der ihnen übertragenen
Aufgaben eine wesentliche Voraussetzung bildet.

(2) Die Ermächtigung des Abs. 1 gilt auch
sinngemäß für Maßnahmen gemäß § 8.

§ 11. (1) Rechtsgeschäfte, die nach dem Inkraft-
treten einer auf Grund dieses Bundesgesetzes
erlassenen Verordnung getätigt worden sind, sind
soweit rechtsunwirksam, als ihre Erfüllung einem in
der Verordnung ausgesprochenen Verbot zuwider-
laufen würde.

(2) Rechtsgeschäfte, die vor dem Inkrafttreten
von auf Grund dieses Bundesgesetzes erlassenen
Verordnungen abgeschlossen, jedoch noch nicht
oder nicht vollständig erfüllt wurden, werden
aufgehoben, soweit sie noch nicht erfüllt sind und
die Erfüllung einem ausgesprochenen Verbot
zuwiderlaufen würde.

§ 12. Schriften und Amtshandlungen in den
Verfahren nach diesem Bundesgesetz sind von den
Bundesverwaltungsabgaben befreit. Die durch die-
ses Bundesgesetz unmittelbar veranlaßten Eingaben
sind von den Stempelgebühren befreit.

§ 13. Die Gemeinden sind ermächtigt, zum
Zwecke der Versorgungssicherung Meldedaten zu
benützen.

Errichtung und Aufgaben der
Versorgungssicherungsausschüsse

§ 14. (1) Zur Begutachtung von Verordnungen,
zur Beratung und Empfehlung von Maßnahmen
gemäß § 8 und anderen Vollzugsmaßnahmen sowie
zur Beratung in grundsätzlichen Fragen der
vorbeugenden Versorgungssicherung hat sich

1. der Bundesminister für wirtschaftliche Angele-
genheiten eines Bundes-Versorgungssiche-
rungsausschusses und

2. der jeweilige Landeshauptmann eines Landes-
Versorgungssicherungsausschusses zu bedie-
nen.
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(2) Dem Bundes-Versorgungssicherungsaus-
schuß haben als Mitglieder anzugehören:

1. ein Vertreter des Bundeskanzlers, je zwei
Vertreter des Bundesministers für wirtschaftli-
che Angelegenheiten und des Bundesministers
für Gesundheit, Sport und Konsumenten-
schutz sowie je ein Vertreter der Bundesmini-
ster für auswärtige Angelegenheiten, für
Arbeit und Soziales, für Finanzen, für Inneres,
für Landesverteidigung, für Land- und Forst-
wirtschaft und für öffentliche Wirtschaft und
Verkehr,

2. je vier Vertreter der Bundeskammer der
gewerblichen Wirtschaft und der Bundeskam-
mer für Arbeiter und Angestellte,

3. je zwei Vertreter der Präsidentenkonferenz
der Landwirtschaftskammern Österreichs und
des Österreichischen Gewerkschaftsbundes,

4. je ein Vertreter jedes Bundeslandes.

(3) Für jedes Mitglied ist ein Ersatzmitglied zu
bestellen. Der Vertreter des Bundeskanzlers und
dessen Ersatzmitglied ist durch den Bundeskanzler,
die Vertreter der Bundesminister und deren
Ersatzmitglieder sind jeweils durch den entsenden-
den Bundesminister zu bestellen und zu entlassen.
Die im Abs. 2 Z 2 und 3 genannten Mitglieder und
deren Ersatzmitglieder sind von der entsendenden
Interessenvertretung, die im Abs. 2 Z 4 genannten
Mitglieder und deren Ersatzmitglieder sind durch
den zuständigen Landeshauptmann namhaft zu
machen und vom Bundesminister für wirtschaftliche
Angelegenheiten zu bestellen und zu entlassen. Sie
üben ihre Funktion ehrenamtlich aus. Die im Abs. 2
Z 2 und 3 genannten Mitglieder und deren
Ersatzmitglieder haben Anspruch auf den Ersatz der
ihnen aus ihrer Tätigkeit im Bundes-Versorgungssi-
cherungsausschuß erwachsenden Barauslagen.

(4) Außer den in Abs. 2 genannten Mitgliedern
können mit Zustimmung des Vorsitzenden weitere
Personen als Sachverständige an den Sitzungen des
Bundes-Versorgungssicherungsausschusses teilneh-
men.

§ 15. (1) Den Vorsitz im Bundes-Versorgungssi-
cherungsausschuß führt der Bundesminister für
wirtschaftliche Angelegenheiten, der sich durch
einen Beamten seines Bundesministeriums vertreten
lassen kann.

(2) Der Bundes-Versorgungssicherungsausschuß
hat seine Geschäftsordnung, die der Genehmigung
des Bundesministers für wirtschaftliche Angelegen-
heiten bedarf, mit einfacher Mehrheit zu beschlie-
ßen. Die Geschäftsordnung hat die Tätigkeit des
Bundes-Versorgungssicherungsausschusses mög-
lichst zweckmäßig zu regeln und vorzusehen, daß
seine Beschlußfähigkeit nach ordnungsgemäßer
Ladung der Mitglieder unter Bekanntgabe der
Tagesordnung gegeben ist, wenn mindestens zwei
Drittel der Mitglieder (Ersatzmitglieder) anwesend
sind. Sollte jedoch zu Beginn der Sitzung die

erforderliche Anzahl von Mitgliedern nicht anwe-
send sein, so hat der Bundes-Versorgungssiche-
rungsausschuß eine Stunde nach dem in der
Einladung genannten Termin neuerlich zusammen-
zutreten und die Tagesordnung ohne Rücksicht auf
die Zahl der anwesenden Mitglieder (Ersatzmitglie-
der) zu behandeln. Sie hat weiters vorzusehen, daß
in jenen Fällen, in denen sich die anwesenden
Mitglieder (Ersatzmitglieder) nicht auf ein einheitli-
ches Gutachten einigen, die Stellungnahmen aller
anwesenden Mitglieder (Ersatzmitglieder) im Sit-
zungsprotokoll wiederzugeben sind. Die Geschäfts-
ordnung ist zu genehmigen, wenn sie diesen
Voraussetzungen entspricht.

(3) In der Geschäftsordnung können auch
Regelungen über die Errichtung von Fachausschüs-
sen, insbesondere zur Beratung und Begutachtung
von anderen Vollzugsmaßnahmen im Sinne des § 14
Abs. 1, vorgesehen werden. Die Mitglieder der
Fachausschüsse müssen nicht dem Bundes-Versor-
gungssicherungsausschuß angehören.

§ 16. (1) Dem Landes-Versorgungssicherungs-
ausschuß haben als Mitglieder jedenfalls anzugehö-
ren:

1. je ein Vertreter der Bundesminister für
wirtschaftliche Angelegenheiten, für Landes-
verteidigung und für Inneres,

2. je ein Vertreter der Kammer für Arbeiter und
Angestellte, der Kammer der gewerblichen
Wirtschaft, der Landwirtschaftskammer und
des Österreichischen Gewerkschaftsbundes in
dem jeweiligen Bundesland.

Für jedes Mitglied ist ein Ersatzmitglied zu
bestellen.

(2) Den Vorsitz im Landes-Versorgungssiche-
rungsausschuß führt der Landeshauptmann, der sich
durch einen Beamten des Amtes der Landesregie-
rung vertreten lassen kann.

(3) Die Bestellung und Entlassung der Mitglieder
und deren Ersatzmitglieder gemäß Abs. 1 Z 2 sowie
die Genehmigung der Geschäftsordnung obliegt
dem Landeshauptmann; die Bestimmungen des § 14
Abs. 3 und 4 und des § 15 Abs. 2 und 3 sind
sinngemäß anzuwenden.

§ 17. Die Mitglieder des Bundes-Versorgungssi-
cherungsausschusses, der Landes-Versorgungssi-
cherungsausschüsse, der Fachausschüsse sowie
deren Ersatzmitglieder und Sachverständige dürfen
Geschäfts- oder Betriebsgeheimnisse sowie sonstige
Tatsachen, die ihnen ausschließlich in dieser
Eigenschaft anvertraut worden oder zugänglich
geworden sind, während der Dauer ihrer Bestellung
und auch nach ihrer Entlassung nicht offenbaren
oder verwerten, wenn dies im Interesse einer
Gebietskörperschaft oder der Parteien geboten ist.

Strafbestimmungen

§ 18. (1) Sofern die Tat nicht den Tatbestand
einer in die Zuständigkeit der Gerichte fallenden
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strafbaren Handlung bildet oder nach anderen
Verwaltungsstrafbestimmungen mit strengerer
Strafe bedroht ist, begeht eine Verwaltungsübertre-
tung und ist von der Bezirksverwaltungsbehörde zu
bestrafen

1. mit Geldstrafe bis zu 200 000 S, wer den
Bestimmungen des § 9 Abs. 1 und 2 oder den
auf Grund des § 2 Z 3 erlassenen Verordnun-
gen zuwiderhandelt;

2. mit Geldstrafe bis zu 1 Million Schilling, wer
a) vorsätzlich oder grob fahrlässig Lenkungs-

maßnahmen im Sinne des § 2 Z 1 und 2
zuwiderhandelt;

b) vorsätzlich die Durchführung von Verbo-
ten und Geboten gemäß §§ 2 Z 1 und 7
Abs. 1 erschwert oder unmöglich macht.

(2) Der Versuch ist strafbar.

(3) Bei der Bemessung der Strafe ist die
verursachte Beeinträchtigung der Sicherung der
Versorgung zu berücksichtigen. Für den Fall der
Uneinbringlichkeit der Geldstrafe ist eine Ersatz-
freiheitsstrafe bis zu sechs Wochen festzusetzen.

(4) Bei vorsätzlich begangenen Verwaltungsüber-
tretungen gemäß Abs. 1 können die den Gegenstand
der strafbaren Handlung bildenden Waren und
Einrichtungen (§ 2 Z 1 und 2), die dem Täter oder
einem Beteiligten gehören, für verfallen erklärt
werden. Der Wert der für verfallen erklärten Sachen
darf jedoch nicht in einem Mißverhältnis zur
Schwere der strafbaren Handlung stehen.

§ 19. Die Bundesgendarmerie, in Orten, in denen
Bundespolizeidirektionen bestehen, die Organe des
öffentlichen Sicherheitsdienstes dieser Behörden,
haben an der Vollziehung des § 18 als Organe der
Bezirksverwaltungsbehörden mitzuwirken durch

1. Vorbeugungsmaßnahmen gegen drohende
Verwaltungsübertretungen und

2. Maßnahmen, die für die Einleitung von
Verwaltungsstrafverfahren erforderlich sind.

Schluß- und Übergangsbestimmungen

§ 20. Die auf Grund des Versorgungssicherungs-
gesetzes, BGBl. Nr. 282/1980, in der Fassung BGBl.
Nr. 334/1988 eingerichteten Versorgungssiche-
rungsausschüsse gelten nach Maßgabe der §§ 14
und 16 als Versorgungssicherungsausschüsse im
Sinne dieses Bundesgesetzes.

Geltungsdauer und Vollziehung

§ 21.(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit Ablauf des
31. Dezember 1995 außer Kraft.

(2) Mit der Vollziehung des Art. II dieses
Bundesgesetzes sind betraut:

1. hinsichtlich des § 14 Abs. 2 Z 1 der Bundes-
kanzler bzw. nach Maßgabe ihrer Zuständig-

keit der Bundesminister für auswärtige Ange-
legenheiten, der Bundesminister für Arbeit und
Soziales, der Bundesminister für Finanzen, der
Bundesminister für Inneres, der Bundesmini-
ster für Landesverteidigung, der Bundesmini-
ster für Land- und Forstwirtschaft, der
Bundesminister für Gesundheit, Sport und
Konsumentenschutz und der Bundesminister
für öffentliche Wirtschaft und Verkehr;

2. hinsichtlich des § 16 Abs. 1 Z 1 nach Maßgabe
ihrer Zuständigkeit der Bundesminister für
Landesverteidigung und der Bundesminister
für Inneres;

3. hinsichtlich der §§ 13 zweiter Satz und 19 der
Bundesminister für Inneres;

4. hinsichtlich der §§ 7 Abs. 4 vierter bis siebenter
Satz und des § 11 der Bundesminister für
Justiz;

5. hinsichtlich des § 12 nach Maßgabe ihrer
Zuständigkeit die Bundesregierung bzw. der
Bundesminister für Finanzen;

6. im übrigen der Bundesminister für wirtschaft-
liche Angelegenheiten.

Artikel III

Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Juli 1992 in Kraft.

Waldheim
Vranitzky

Anlage

Welche Waren unter die Warengruppen der Z 1
fallen, bestimmt sich nach dem Zolltarif (Zolltarif-
gesetz 1988, BGBl. Nr. 155/1987).

Ziffer 1:

— Rohstoffe und Halbfabrikate der Abschnitte I
bis IV des Zolltarifs,

— Zigarren, Stumpen, Zigarillos und Zigaretten,
aus Tabak oder Tabakersatz; anderer verarbei-
teter Tabak und anderer verarbeiteter Tabaker-
satz; „homogenisierter" oder „rekonstituierter"
Tabak,

— Mineralische Stoffe, ausgenommen mineralische
Brennstoffe, Mineralöle und ihre Destillations-
erzeugnisse,

— Erzeugnisse der chemischen Industrie und
verwandter Industrien,

— Kunststoffe und Waren daraus; Kautschuk und
Waren daraus,

— Rohe Häute und Felle, Leder, Pelzfelle und
Waren daraus; Waren aus tierischen Därmen,
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— Kork und Waren aus Kork,
— Halbstoffe aus Holz oder anderem zellulosehal-

tigem Fasermaterial; Abfälle von Papier oder
Pappe; Papier und Pappe sowie Waren daraus,

— Textile Spinnstoffe und Waren daraus,
— Schuhe und ähnliche Waren; Teile dieser

Waren,
— Waren aus Steinen, Gips, Zement, Asbest,

Glimmer oder ähnlichen Stoffen; keramische
Erzeugnisse; Glas und Glaswaren,

— Abfälle und Schrotte aus Eisen und Stahl sowie
der NE-Metalle,

— Metalle, Halbstoffe und Waren der Kapitel 72
bis 81,

— Maschinen und Apparate; elektrotechnische
Waren und deren Teile,

— Beförderungsmittel,
— Optische, photographische und kinematogra-

phische, Meß-, Prüf- und Präzisionsinstru-
mente; medizinische oder chirurgische Instru-
mente und Apparate; Teile und Zubehör dieser
Waren.

Ziffer 2:

— Abfallstoffe, soweit sie nicht unter Ziffer 1
fallen.

3 8 1 . Bundesgesetz, mit dem das Mühlengesetz
1981 geändert wird (Mühlengesetz-Novelle

1992)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

(Verfassungsbestimmung)

(1) Die Erlassung und Aufhebung von Vorschrif-
ten, wie sie im Art. II und III des vorliegenden
Buhdesgesetzes enthalten sind, sowie deren Vollzie-
hung sind bis zum Ablauf des 31. Dezember 1995
auch in den Belangen Bundessache, hinsichtlich
derer das Bundes-Verfassungsgesetz in der Fassung
von 1929 etwas anderes vorsieht. Die in diesen
Vorschriften geregelten Angelegenheiten können
unmittelbar von Bundesbehörden wahrgenommen
werden.

(2) Dieser Artikel tritt mit 1. Juli 1992 in Kraft.

(3) Mit der Vollziehung dieses Artikels ist die
Bundesregierung betraut.

Artikel II
Das Mühlengesetz 1981, BGBl. Nr. 206, zuletzt

geändert durch die Mühlengesetz-Novelle 1989,
BGBl. Nr. 357, wird wie folgt geändert:

1. Der Titel des Gesetzes lautet nicht mehr
„Mühlengesetz 1981", sondern „Mühlenstruktur-
verbesserungsgesetz — MSTVG".

1 a. Nach § 2 d wird folgender § 2 e eingefügt:

„§ 2 e. (1) Jeder Mühleninhaber ist verpflichtet,
am 30. Juni 1993 dreieinhalb, am 30. Juni 1994 drei
und am 30. Juni 1995 zweieinhalb Monatsmahlun-
gen an Roggen, Durumweizen und Qualitätsweizen
in seiner Verfügungsgewalt auf Lager zu halten,
wobei die durchschnittliche monatliche Handelsver-
mahlung (ohne Exportvermahlung) von Roggen,
Durumweizen und Vulgareweizen des dem ablau-
fenden Getreidewirtschaftsjahr vorangegangenen
Getreidewirtschaftsjahres maßgebend ist. Abwei-
chend davon bemißt sich das am jeweiligen 30. Juni
zu haltende Pflichtlager dann nach der durch-
schnittlichen monatlichen Handelsvermahlungs-
menge des ablaufenden Getreidewirtschaftsjahres,
wenn diese Vermahlungsmenge niedriger ist als die
des vorangegangenen Getreidewirtschaftsjahres.
Unterschreitungen des Pflichtlagers bei einer
Getreideart können bis zu 20 vH einer Monatsver-
mahlung durch Überschreitungen bei einer anderen
Getreideart ausgeglichen werden.

(2) Die Verpflichtung gemäß Abs. 1 ist auch dann
erfüllt, wenn Unterschreitungen bis zu 20 vH einer
Monatsvermahlungsmenge bei einer Getreideart
durch Mehrlager gemäß Abs. 1 bei den anderen
Getreidearten ausgeglichen werden.

(3) Läßt in einem Getreidewirtschaftsjahr die
insgesamt zur Verfügung stehende Brotgetreide-
menge die Erfüllung der Verpflichtung gemäß
Abs. 1 nicht oder nicht in vollem Umfang zu, so hat
der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft
dem Mühlenfonds die zur Verfügung stehende
Menge bekanntzugeben. Das Mühlenkuratorium
hat in einem solchen Fall durch Beschluß die
Lagerhaltung für Roggen, Durum- bzw. Qualitäts-
weizen einheitlich für alle Mühlen entsprechend
herabzusetzen; § 9 letzter Satz gilt sinngemäß.

(4) Wird die Verpflichtung zur Lagerhaltung
unterschritten, so gilt die nicht erfüllte Menge zu je
einem Zehntel, als nicht dem § 3 Abs. 4 unterlie-
gende Vorvermahlung für die Monate September
bis einschließlich Juni des folgenden Getreidewirt-
schaftsjahres; eine Unterschreitung des jeweiligen
Zehntels bis zu 100 kg je Getreideart ist nicht zu
berücksichtigen.

(5) Die Mühleninhaber haben Beiträge zu den
Kosten der Lagerhaltung von Brotgetreide (Lager-
kostenbeiträge) in der Höhe von 15 S je 100 kg der
auf die Vermahlungsmenge anrechenbaren monatli-
chen Vermahlung von Roggen und Weizen der
Monate Juli bis einschließlich Dezember 1992
gemeinsam mit den Grundbeiträgen an den
Mühlenfonds zu leisten. Der Mühlenfonds hat die
eingegangenen Lagerkostenbeiträge bis spätestens
20. des Folgemonats an den Getreidewirtschafts-
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fonds zu überweisen. Der Getreidewirtschaftsfonds
hat durch Verordnung die näheren Bedingungen für
die Gewährung von Zuschüssen für die Lagerhal-
tung von Brotgetreide festzusetzen."

2. Nach § 3 Abs. 1 wird folgender Abs. 1 a
eingefügt:

„(1 a) Die im Abs. 1 festgelegten Übermahlungs-
zahlungen verringern sich ab 1. Jänner 1994 um
10 vH und ab 1. Jänner 1995 um weitere 20 vH."

2 a. § 5 lautet:

„§ 5. (1) Wenn der Eigentümer zur dauernden
Stillegung seiner Mühle bereit ist, kann er seine
Vermahlungsmenge (sein Vermahlungsrecht) an
einen oder mehrere andere Mühleninhaber (Abs. 2)
veräußern; hat er die ihm nach Maßgabe des § 2
Abs. 8 und 9 in den letzten 60 Monaten vor der
Stillegung bescheidmäßig zustehende Vermah-
lungsmenge voll ausgenützt, so darf diese gänzlich,
ansonsten nur anteilig übertragen werden.

(2) Auf Antrag des Erwerbers und mit Zustim-
mung des Veräußerers hat der Mühlenfonds durch
Beschluß des Mühlenkuratoriums die Vermah-
lungsmenge(n) der erwerbenden Mühle(n) um die
übertragungsfähige Vermahlungsmenge der stillzu-
legenden Mühle mit Bescheid zu erhöhen. Im
Antrag ist die Verteilung der jährlichen Erhöhungs-
menge auf die einzelnen Monate des Kalenderjahres
anzugeben; die monatliche Erhöhungsmenge darf
in keinem Fall weniger als 80 vH eines Zwölftels der
jährlichen Erhöhungsmenge betragen. Die Erhö-
hung tritt mit dem Ersten des Monats in Kraft, der
dem Zeitpunkt der Stillegung der veräußernden
Mühle folgt. Der Mühlenfonds hat auf Antrag an
die Erwerber nach Maßgabe des Abs. 4 Zuschüsse
durch Vertrag zu leisten; die Höhe der Zuschüsse
hat das Mühlenkuratorium unter Berücksichtigung
der öffentlichen Interessen an der möglichst raschen
Verbesserung der Struktur der Mühlenwirtschaft je
Monatstonne der übertragenden Vermahlungs-
menge festzusetzen. Diese Zuschüsse sind zweckge-
bunden für die Förderung von Betriebsstillegungen
zu verwenden.

(3) Werden erworbene Vermahlungsmengen von
der erwerbenden Mühle im Zuge der allfälligen
Veräußerung ihrer Vermahlungsmenge weiterver-
äußert, gewährt der Mühlenfonds insofern keine
Zuschüsse (Abs. 2).

(4) Der Stillegungstermin ist vom Eigentümer der
stillzulegenden Mühle in dem von ihm an den
Mühlenfonds zu stellenden Stillegungsantrag anzu-
geben. In jedem Fall muß es sich um den Letzten
eines Monats handeln, in dem die stillzulegende
Mühle ihre Vermahlungsmenge noch nützen kann.
Erster möglicher Stillegungstermin ist der 30. Juni
1992, letzter Termin der 31.. Dezember 1995. Der
Zeitraum zwischen dem Letzten des Monats, in dem
der Stillegungsantrag beim Mühlenfonds eintrifft,

und dem Stillegungstermin darf nicht größer sein als
vier Monate. Der Mühlenfonds hat Anträge auf
Stillegungen unabhängig vom Stillegungszeitpunkt
in der Reihenfolge ihres Einlangens zu behandeln.
Am selben Tag einlangende Anträge gelten als
gleichzeitig eingelangt. Die Vermahlungsmenge der
stillzulegenden Mühle ist im Verhältnis zwischen
der Vermahlungsmenge der stillzulegenden Mühle
und der Vermahlungsmenge der erwerbenden
Mühle zuzuteilen. Verträge über die Gewährung
von Zuschüssen gemäß Abs. 2 können nur abge-
schlossen werden, solange der Mühlenfonds dafür
unter Berücksichtigung der bis zum Ende der
Geltungsdauer dieses Bundesgesetzes zu erwarten-
den Beitragseingänge (§ 13) einerseits und der von
ihm zu tragenden Aufwendungen andererseits
Mittel zur Verfügung hat.

(5) Wenn der Eigentümer einer Mühle zu deren
dauernder Stillegung bereit ist, kann er die
Vermahlungsmenge in dem sich aus Abs. 1 zweiter
Halbsatz ergebenden Ausmaß auf eine ebenfalls
ganz oder teilweise in seinem Eigentum stehende
andere Mühle übertragen. Für eine solche Übertra-
gung gilt Abs. 2 sinngemäß.

(6) Jede Stillegung, für die vom Mühlenfonds ein
Zuschuß gewährt wurde, und jeder rechtskräftige
Bescheid (Abs. 2) ist vom Mühlenfonds dem
zuständigen Grundbuchsgericht mitzuteilen; auf
Grund dieser Mitteilung ist das Verbot im Sinne des
Abs. 7 im Gutsbestandsblatt des Grundbuches
ersichtlich zu machen.

(7) Im Falle der Stillegung einer Mühle auf Grund
der Abs. 1 und 2 oder 5 darf auf der Liegenschaft,
auf der die Mühle betrieben worden ist, innerhalb
eines Zeitraumes von 30 Jahren, vom Tage der
Stillegung an gerechnet, keine Mühle betrieben
werden.

(8) Ergeben sich bei Stillegungen von Mühlen
oder bei sonstigen Maßnahmen zur Strukturverbes-
serung der österreichischen Mühlenwirtschaft wirt-
schaftliche oder soziale Härten für die in den
betreffenden Mühlenbetrieben beschäftigten Arbeit-
nehmer, so kann der Mühlenfonds nach Maßgabe
der ihm für diese Zwecke zur Verfügung stehenden
Mittel angemessene Zuwendungen an diese Arbeit-
nehmer beschließen, um ihnen zum Beispiel durch
Übersiedlungs- oder Umschulungsbeihilfen den
Antritt eines anderen Arbeitsplatzes zu erleichtern
oder um Arbeitnehmer durch Zuwendungen zu
unterstützen. Weiters können auch Zahlungen für
die Fort- und Weiterbildung, die Schulung und
Umschulung von Arbeitnehmern der Mühlen
geleistet werden. Zur Sicherstellung der Erfüllung
dieses Zweckes hat der Mühlenfonds bei der
Stillegung im Falle der Gewährung eines Zuschusses
an den Erwerber der Vermahlungsmenge der
stillgelegten Mühle (Abs. 2) jeweils gleichzeitig
einen Betrag unter Zugrundelegung der übertrage-
nen Monatstonne zu binden; hiebei sind bis zum
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Ende der Geltungsdauer dieses Bundesgesetzes zu
erwartende Beitragseingänge (§ 13) einerseits und
die für sonstige Aufwendungen andererseits zur
Verfügung stehenden Mittel zu berücksichtigen."

3. § 7 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) Der Einleitungssatz lautet: „Das Mühlenku-
ratorium besteht aus 14 Mitgliedern; sie sind
vom Bundesminister für wirtschaftliche Ange-
legenheiten zu bestellen".

b) In den lit. a und b wird jeweils das Wort
„acht" durch das Wort „fünf" ersetzt.

4. § 7 Abs. 4 lautet:

„(4) Zu den Sitzungen des Mühlenkuratoriums
sind Vertreter des Bundesministeriums für wirt-
schaftliche Angelegenheiten, des Bundesministe-
riums für Land- und Forstwirtschaft und des
Getreidewirtschaftsfonds einzuladen."

4 a. Im § 8 Abs. 2 werden die Z 10, 10 a und 11
durch folgende Z 10 und 11 ersetzt:

„10. Zahlungen gemäß § 5;
11. Zuwendungen an Arbeitnehmer gemäß § 5

Abs. 8 und absatzfördernde Maßnahmen
gemäß §13 Abs. 6;"

4 b. Im § 9 werden die Worte „vierzehn
Mitglieder, und zwar mindestens sieben aus den in
§ 7 Abs. 1 lit. a, c und d sowie mindestens sieben"
durch die Worte „zehn Mitglieder, und zwar
mindestens vier aus den im § 7 Abs. 1 lit. a, c und d
sowie mindestens vier" ersetzt.

5. § 13 Abs. 4 lautet:

„(4) Der Mühlenfonds hat sein Vermögen unter
Anwendung der Sorgfalt eines ordentlichen Kauf-
mannes zu verwalten und darf es nur zur Förderung
von Stillegungen im Sinne des § 5 und von
Mühlenstrukturverbesserungsmaßnahmen, die sich
aus diesen Stillegungen ergeben, zum Ausgleich
wirtschaftlicher oder sozialer Härten für Arbeitneh-
mer gemäß § 5 Abs. 6, zu Maßnahmen, die den
Absatz von Mahlprodukten fördern (Abs. 6), und
zur Erfüllung sonstiger durch dieses Bundesgesetz
dem Mühlenfonds übertragener Aufgaben sowie
zur Deckung des Verwaltungsaufwandes verwen-
den."

5 a. Dem § 13 wird folgender Abs. 6 angefügt:

„(6) Absatzfördernde Maßnahmen im Sinne des
Abs. 4 sind insbesondere konsumentenwirksame
Verbilligungsmaßnahmen."

6. Im § 18 Abs. 4 wird das Zitat „§ 5 Abs. 4 und 5"
durch das Zitat „§ 5 Abs. 7" und das Datum
„30. Juni 1992" durch das Datum „31. Dezember
1995" ersetzt.

7. Im § 18 Abs. 6 wird das Wort „Bundeskanzler"
durch die Worte „Bundesminister für Gesundheit,
Sport und Konsumentenschutz" ersetzt und es wird

dem Abs. 6 folgender Satz angefügt:
„Mit der Vollziehung des § 3 Abs. 1 a ist der
Bundesminister für wirtschaftliche Angelegenheiten
im Einvernehmen mit dem Bundesminister für
Finanzen betraut."

7 a. Im § 18 Abs. 7 wird nach dem Zitat „§ 2 b
Abs. 3" „sowie des § 2 e Abs. 5 letzter Satz"
eingefügt.

Artikel III

Mit Ablauf des 30. Juni 1993 übernimmt die
Marktordnungsstelle „Agrarmarkt Austria" das
Vermögen und die Aufgaben des Mühlenfonds.

Artikel IV

(1) Art. II und III treten, soweit Abs. 2 nichts
anderes bestimmt, mit 1. Juli 1992 in Kraft und mit
Ablauf des 31. Dezember 1995 außer Kraft.

(2) Art. II Z 3 und 4 a tritt mit 1. Oktober 1992. in
Kraft. Die Funktion der Mitglieder des Mühlenku-
ratoriums endet mit Ablauf des 30. September 1992.
Die Neubestellung der Mitglieder des Mühlenkura-
toriums hat mit Wirkung vom 1. Oktober 1992 zu
erfolgen.

(3) Die Zuständigkeit zur Vollziehung des Art. II
bestimmt sich nach § 18 Abs. 6 und 7 des
Mühlengesetzes 1981 in der Fassung der Mühlenge-
setz-Novelle 1988, BGBl. Nr. 335, und des Art. II
Z 7 und 7 a dieses Bundesgesetzes.

(4) Mit der Vollziehung des Art. III ist der
Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft im
Einvernehmen mit dem Bundesminister für wirt-
schaftliche Angelegenheiten betraut.

Waldheim

Vranitzky

3 3 2 . Bundesgesetz, mit dem das Energielen-
kungsgesetz 1982 geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

(Verfassungsbestimmung)

(1) Die Erlassung und Aufhebung von Vorschrif-
ten, wie sie im Art. II des Energielenkungsgesetzes
1982, BGBl. Nr. 545, in der Fassung der Bundesge-
setze BGBl. Nr. 267/1984 und BGBl. Nr. 336/1988
und des Art. II des vorliegenden Bundesgesetzes
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enthalten sind, sowie die Vollziehung dieser
Vorschriften sind bis zum Ablauf des 31. Dezember
1995 auch in den Belangen Bundessache, hinsicht-
lich derer das Bundes-Verfassungsgesetz in der
Fassung von 1929 etwas anderes vorsieht. Die in
diesen Vorschriften geregelten Angelegenheiten
können — unbeschadet der Stellung des Landes-
hauptmannes gemäß Art. 102 Abs. 1 B-VG — nach
Maßgabe des § 9 von Einrichtungen der gesetzli-
chen Interessenvertretungen im übertragenen Wir-
kungsbereich und nach Maßgabe des § 15 von
Landeslastverteilern als Bundesbehörden unmittel-
bar versehen werden.

(2) Dieser Artikel tritt mit 1. Juli 1992 in Kraft.

(3) Mit der Vollziehung dieses Artikels ist die
Bundesregierung betraut.

Artikel II

Art. II des Energielenkungsgesetzes 1982, BGBl.
Nr. 545, in der Fassung der Bundesgesetze BGBL'
Nr. 267/1984 und BGBl. Nr. 336/1988 wird
geändert wie folgt:

1. § 1 Abs. 1 Z 2 lautet:

„2. soweit es zur Erfüllung völkerrechtlicher
Verpflichtungen zur Inkraftsetzung von Not-
standsmaßnahmen auf Grund von Beschlüssen
von Organen internationaler Organisationen
erforderlich ist,"

2. § 1 Abs. 2 Z 2 lautet:

„2. im Fall des Abs. 1 Z 2 die Erfüllung
völkerrechtlicher Verpflichtungen zur Inkraft-
setzung von Notstandsmaßnahmen auf Grund
von Beschlüssen von Organen internationaler
Organisationen zu ermöglichen."

3. § 1 Abs. 4 lautet:

„(4) Lenkungsmaßnahmen dürfen nur in einem
solchen Ausmaß und für eine solche Dauer ergriffen
werden, als es zur Abwendung oder zur Behebung
der Störung oder zur Erfüllung völkerrechtlicher
Verpflichtungen zur Inkraftsetzung von Notstands-
maßnahmen auf Grund von Beschlüssen von
Organen internationaler Organisationen unbedingt
erforderlich ist. In die Unverletzlichkeit des
Eigentums und in die Freiheit der Erwerbstätigkeit
darf nur eingegriffen werden, wenn die in Abs. 2
genannten Ziele nicht anders erreicht werden
können."

4. § 2 Abs. 3 lautet:

„(3) Lenkungsmaßnahmen sind durch Verord-
nung des Bundesministers für wirtschaftliche
Angelegenheiten vorzusehen. Solche Verordnungen
haben jedenfalls getrennt für Lenkungsmaßnahmen
für Energieträger und für Lenkungsmaßnahmen zur
Sicherung der Elektrizitätsversorgung zu ergehen.

Verordnungen über die Durchführung von Len-
kungsmaßnahmen können bereits vor dem Inkraft-
treten einer Verordnung der Bundesregierung
gemäß Abs. 1 erlassen werden; sie treten jedoch erst
dann in Kraft, wenn die Bundesregierung die
Voraussetzungen für die Durchführung von Len-
kungsmaßnahmen festgestellt hat (Abs. 1)."

5. In § 3 Abs. 1 Z 4 tritt an die Stelle des Punktes
nach dem Klammerausdruck ein Strichpunkt;
folgende Z 5 wird angefügt:

„5. Änderung der Anforderungen an die Beschaf-
fenheit von Energieträgern (§ 7 a)."

6. Nach § 7 wird folgender § 7 a eingefügt:

„§ 7 a. Verordnungen gemäß § 3 Abs. 1 Z 5 sind
im Einvernehmen mit den Bundesministern für
Umwelt, Jugend und Familie und für Land- und
Forstwirtschaft nur insoweit zu erlassen, als dies zur
Aufrechterhaltung der Versorgung mit Energieträ-
gern erforderlich ist. Auf die Vermeidung von
gefährlichen Belastungen für die Umwelt ist
Bedacht zu nehmen. Entgegenstehende Regelungen
sind für die Dauer der Geltung dieser Verordnun-
gen nicht anzuwenden."

7. § 34 lautet:

„§ 34. (1) Dieses Bundesgesetz tritt mit Ablauf
des 31. Dezember 1995 außer Kraft.

(2) Mit der Vollziehung des Art. II dieses
Bundesgesetzes sind betraut:

1. hinsichtlich des § 2 Abs. 1 und 2 die
Bundesregierung;

2. hinsichtlich des § 2 a nach Maßgabe ihrer
Zuständigkeit die Bundesregierung bezie-
hungsweise der Bundesminister für Finanzen;

3. hinsichtlich des § 33 der Bundesminister für
Inneres;

4. hinsichtlich des § 8 vierter bis siebenter Satz
und des § 18 der Bundesminister für Justiz;

5. hinsichtlich des § 6 Abs. 5 der Bundesminister
für wirtschaftliche Angelegenheiten im Ein-
vernehmen mit den Bundesministern für
Landesverteidigung und für öffentliche Wirt-
schaft und Verkehr sowie nach Maßgabe
dieser Bestimmungen auch mit dem Bundesmi-
nister für Land- und Forstwirtschaft;

6. hinsichtlich des § 5 Abs. 1 zweiter Satz der
Bundesminister für wirtschaftliche Angelegen-
heiten im Einvernehmen mit dem Bundesmini-
ster für öffentliche Wirtschaft und Verkehr;

7. hinsichtlich der §§ 3 Abs. 1 Z 5, 7 a, 10 Z 4 und
14 a der Bundesminister für wirtschaftliche
Angelegenheiten im Einvernehmen mit den
Bundesministern für Land- und Forstwirt-
schaft und für Umwelt, Jugend und Familie;

8. im übrigen der Bundesminister für wirtschaft-
liche Angelegenheiten."
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Artikel III

Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Juli 1992 in Kraft.

Waldheim

Vranitzky

3 8 3 . Bundesgesetz, mit dem das Erdöl-Bevor-
ratungs- und Meldegesetz 1982 geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

(Verfassungsbestimmung)

(1) Die Erlassung und Aufhebung von Vorschrif-
ten, wie sie im Artikel II und III des Erdöl-Bevorra-
tungs- und Meldegesetzes 1982, BGBl. Nr. 546, in
der Fassung der Bundesgesetze BGBl. Nr. 266/
1984, BGBl. Nr. 652/1987 und BGBl. Nr. 339/1988
und der Artikel II und III des vorliegenden
Bundesgesetzes enthalten sind, sowie die Vollzie-
hung dieser Vorschriften sind bis zum Ablauf des
31. Dezember 1995 auch in den Belangen Bundessa-
che, hinsichtlich derer das Bundes-Verfassungsge-
setz in der Fassung von 1929 etwas anderes vorsieht.

(2) Dieser Artikel tritt mit 1. Juli 1992 in Kraft.

(3) Mit der Vollziehung dieses Artikels ist die
Bundesregierung betraut.

Artikel II

Das Erdöl-Bevorratungs- und Meldegesetz 1982,
BGBl. Nr. 546, in der Fassung der Bundesgesetze
BGBl. Nr. 266/1984, BGBl. Nr. 652/1987 und
BGBl. Nr. 339/1988 wird wie folgt geändert:

1. Artikel II § 2 lautet:

„§ 2. (1) Physische und juristische Personen sowie
Personengesellschaften des Handelsrechtes, die
Erdöl oder Erdölprodukte importieren, haben nach
Maßgabe der §§ 3 bis 10 Pflichtnotstandsreserven
an Erdöl und Erdölprodukten zu halten (Vorrats-
pflichtige). Sofern es sich um Importeure mit dem
Sitz im Ausland handelt, ist der inländische
Warenempfänger (erster inländischer Abnehmer)
vorratspflichtig.

(2) Geringfügige Importe, wie in Fahrzeugen
mitgeführte Reserven an Treibstoff für den Betrieb
dieser Fahrzeuge und kleine Mengen, die von
Endverbrauchern für den eigenen Bedarf eingeführt
werden, begründen keine Vorratspflicht."

2. Artikel II § 3 Abs. 1 bis 4 lauten:

„§ 3. (1) Vorratspflichtige haben ab 1. April jeden
Jahres je 25% des Importes an Erdöl und den
einzelnen Erdölprodukten im vorangegangenen
Kalenderjahr als Pflichtnotstandsreserven im Inland
zu halten.

(2) Der Bundesminister für wirtschaftliche
Angelegenheiten kann den im Abs. 1 genannten
Prozentsatz durch Verordnung ändern, wenn dies
zur Erfüllung völkerrechtlicher Verpflichtungen
erforderlich ist.

(3) Der Bundesminister für wirtschaftliche
Angelegenheiten kann die Höhe der Pflichtnot-
standsreserven, die zu bestimmten Zeitpunkten zu
halten sind, durch Verordnung abweichend von
Abs. 1 neu festsetzen, wenn dies zur Wiederauffül-
lung der Pflichtnotstandsreserven nach vorangegan-
genen Lenkungsmaßnahmen erforderlich ist.

(4) Der Bundesminister für wirtschaftliche
Angelegenheiten kann abweichend von Abs. 1 und 2
auf Antrag eines Vorratspflichtigen durch Bescheid
die Höhe der Pflichtnotstandsreserven festsetzen
und den Zeitraum der Wiederauffüllung dem
Vorratspflichtigen vorschreiben, wenn Pflichtnot-
standsreserven durch Kriegseinwirkungen, Terror-
aktionen, Sabotage, technische Gebrechen, höhere
Gewalt oder auf andere Weise vernichtet worden
sind."

3. Artikel II § 4 Abs. 1 lautet:

„§ 4. (1) Die Vorratspflicht kann nach Wahl des
Vorratspflichtigen auf folgende Weise erfüllt
werden:

1. durch Haltung von Pflichtnotstandsreserven
durch den Vorratspflichtigen;

2. durch gemeinsame Haltung von Pflichtnot-
standsreserven durch zwei oder mehrere
Vorratspflichtige;

3. durch privatrechtlichen Vertrag, der den
Vertragspartner verpflichtet, eine bestimmte
Menge an Erdöl oder Erdölprodukten zur
Verfügung zu halten;

4. durch Übernahme der Vorratspflicht gemäß
§ 5."

4. Artikel II § 5 Abs. 4 lautet:

„(4) Mit Ausstellung der Bestätigung über die
Übernahme der Vorratspflicht gelten die Lagerhal-
ter im Umfang der Bestätigung als Vorratspflichtige
im Sinne des § 2."

5. Artikel II § 5 Abs. 5 lautet:

„(5) Der Bundesminister für wirtschaftliche
Angelegenheiten hat durch Verordnung einen
Höchsttarif für die Übernahme der Vorratspflicht
für je 1 000 Erdöleinheiten festzulegen. Der Tarif ist
so zu bemessen, daß er die mit der Haltung der
Pflichtnotstandsreserven verbundenen Kosten
deckt. Für das Inkrafttreten ist jeweils der Beginn
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der Bevorratungsperiode vorzusehen. Die Verord-
nung ist im „Amtsblatt zur Wiener Zeitung"
kundzumachen."

6. Artikel II § 5 Abs. 6 Z 4 lautet:

„4. Die Lagerhalter haben allgemeine Bedingun-
gen für die Übernahme der Vorratspflicht
aufzustellen, die der Genehmigung des Bun-
desministers für wirtschaftliche Angelegenhei-
ten bedürfen und im „Amtsblatt zur Wiener
Zeitung" kundzumachen sind. Die Genehmi-
gung ist zu erteilen, wenn die allgemeinen
Bedingungen den im Abs. 2 genannten Erfor-
dernissen entsprechen."

7. Artikel II § 5 Abs. 6 Z 9 lautet:

„9. Lagerhalter dürfen Auskünfte über die von
Vorratspflichtigen ganz oder teilweise über-
nommenen Vorratspflichten nur an die Be-
hörde erteilen."

8. Artikel II § 7 lautet:

„§ 7. Wer eine die Vorratspflicht begründende
Tätigkeit neu aufnimmt, muß im ersten Kalender-
Vierteljahr nach Aufnahme der Importtätigkeit keine
Pflichtnotstandsreserven halten. Im zweiten Kalen-
dervierteljahr und jedem weiteren Kalenderviertel-
jahr sind 25% der Importe aller vorangegangenen
Kalendervierteljahre zu halten. Ab dem Ende des
Kalenderjahres, das mit dem Ende des vierten
Kalendervierteljahres nach Neuaufnahme der Im-
porttätigkeit zusammenfällt oder das ihm folgt,
bestimmt sich der Umfang der Pflichtnotstandsre-
serven nach § 3."

9. Artikel II § 9 Abs. 2 und 3 lauten:

„(2) Die Vorräte gemäß Abs. 1 sind mit 10% der
Pflichtnotstandsreserven zu bemessen. Der Bundes-
minister für wirtschaftliche Angelegenheiten kann
diesen Prozentsatz über Antrag des Vorratspflichti-
gen vermindern, wenn dieser nachweist, daß ein
geringerer Prozentsatz den technischen Gegeben-
heiten seines Betriebes entspricht. Völkerrechtliche
Verpflichtungen dürfen hiedurch nicht verletzt
werden.

(3) Der Bundesminister für wirtschaftliche
Angelegenheiten kann zur Erfüllung völkerrechtli-
cher Verpflichtungen den im Abs. 2 genannten
Prozentsatz durch Verordnung ändern."

10. Artikel II §§ 12 und 13 lauten:

„§ 12. (1) Physische Personen, juristische Perso-
nen und Personengesellschaften des Handelsrechts,
die Erdöl oder Erdölprodukte importieren, haben
bis zum 31. Jänner eines jeden Jahres schriftlich
entsprechend den hiefür amtlich aufzulegenden
Formularen dem Bundesministerium für wirtschaft-
liche Angelegenheiten den Vorjahresimport (§ 3
Abs. 1) an Erdöl und Erdölprodukten zu melden.

Gleichzeitig ist mit der Meldung unter Beibringung
entsprechender Nachweise anzugeben,

1. ob ein Lager gemäß § 4 Abs. 1 Z 1, 2 oder 3
gehalten wird;

2. ob und in welchem Umfang die Vorratspflicht
gemäß § 5 übernommen wird.

(2) Die im Abs. 1 genannten Meldepflichtigen
haben dem Bundesministerium für wirtschaftliche
Angelegenheiten bis zum 15. des Folgemonats die
im Vormonat durchgeführten Importe an Erdöl und
Erdölprodukten schriftlich entsprechend den hiefür
amtlich aufzulegenden Formularen zu melden.

§ 13. Vorratspflichtige haben dem Bundesmini-
sterium für wirtschaftliche Angelegenheiten über
den Stand der Pflichtnotstandsreserven am jeweili-
gen Monatsletzten schriftlich entsprechend den
hiefür amtlich aufzulegenden Formularen bis zum
15. des Folgemonats Meldung zu erstatten."

11. Artikel II § 16 Abs. 1 lautet:

„§ 16. (1) Sofern es zur Erfüllung völkerrechtli-
cher Verpflichtungen erforderlich ist, hat der
Bundesminister für wirtschaftliche Angelegenheiten
durch Verordnung Erhebungen, die sich auf
Ölgesellschaften (Art. 26 des IEP-Übereinkom-
mens) beziehen, über folgende Gegenstände anzu-
ordnen:

1. Aufbringung von Erdöl und Erdölprodukten
einschließlich Schätzungen der voraussichtli-
chen Aufbringung in den einzelnen Monaten
des folgenden Kalenderjahres;

2. Verfügbarkeit und Verwendung von Beförde-
rungsmitteln für Erdöl und Erdölprodukte;

3. sonstige Gegenstände, insbesondere nach den "
Art. 25 bis 36 des IEP-Übereinkommens."

12. Artikel II § 18 lautet:

„§ 18. Soweit es zur Erfüllung völkerrechtlicher
Verpflichtungen erforderlich ist, sind die in einer
Verordnung nach § 16 bezeichneten Meldepflichti-
gen zur Auskunftserteilung an die mit der
Vollziehung dieses Bundesgesetzes betrauten Be-
hörden verpflichtet."

12 a. Artikel II § 20 lautet:

„§ 20. Für die der Vorratspflicht nach diesem
Bundesgesetz unterliegenden Waren ist im Fall einer
behördlichen Preisfestsetzung gemäß den Bestim-
mungen des Preisgesetzes 1992, BGBl. Nr. 145, die
sich aus der Verpflichtung zur Herstellung und
Erhaltung von Pflichtnotstandsreserven ergebende
Kostenbelastung je Tonne voll zu berücksichtigen."

13. Artikel II §§ 21 und 22 lauten:

„§ 21. (1) Eine Verwaltungsübertretung begeht
und ist mit Geldstrafe bis zu 800 000 S zu bestrafen,
wer vorsätzlich seiner Vorratspflicht nach § 2 nicht
nachkommt.
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(2) Mit Geldstrafe bis zu 400 000 S ist zu
bestrafen, wer die in Abs. 1 genannte Verwaltungs-
übertretung fahrlässig begeht.

§ 22. Eine Verwaltungsübertretung begeht und ist
mit Geldstrafe bis zu 30 000 S zu bestrafen, wer

1. die Tätigkeit eines Lagerhalters ohne Geneh-
migung nach § 5 ausübt,

2. als Lagerhalter die erforderlichen Bestätigun-
gen nach § 5 Abs. 3 nicht ausstellt oder nicht
anzeigt,

3. als Lagerhalter den Höchsttarif für die
Übernahme der Vorratspflicht nach § 5 Abs. 5
überschreitet,

4. als Lagerhalter, für den eine Bundeshaftung
übernommen wurde, gegen die Bestimmungen
des § 5 Abs. 6 verstößt,

5. die Meldungen und Auskünfte gemäß den
§§ 11, 12, 13, 14 und 18 nicht oder nicht
rechtzeitig, unrichtig oder unvollständig er-
stattet,

6. die Bestimmungen des § 15 über die Führung
von Aufzeichnungen nicht befolgt,

7. der Verpflichtung, die Kontrollen gemäß § 17
zu dulden, zuwiderhandelt."

14. Artikel III Abs. 5 lautet:

„(5) Zur Verhütung unmittelbar drohender oder
zur Beseitigung eingetretener Schwierigkeiten in
der Stromversorgung des Vorratspflichtigen Kraft-

werksbetreibers oder seiner Abnehmer kann der
Bundesminister für wirtschaftliche Angelegenheiten
auf Antrag des Vorratspflichtigen Kraftwerksbetrei-
bers Brennstoffvorräte vorübergehend, längstens
jedoch für die Dauer von sechs Monaten, gerechnet
ab Bescheiderlassung, freigeben. Dies ist nur so weit
und so lange zulässig, als die Schwierigkeiten auf
andere zumutbare Weise nicht behoben werden
können."

15. Artikel IV Abs. 1 lautet:

„(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Juli 1982 in
Kraft und mit Ablauf des 31. Dezember 1995 außer
Kraft."

Artikel III

(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit Ausnahme des
§ 3 Abs. 1 idF dieses Bundesgesetzes mit 1. Juli 1992
in Kraft. § 3 Abs. 1 idF dieses Bundesgesetzes tritt
mit 1. April 1992 in Kraft.

(2) Verordnungen gemäß § 5 Abs. 5 können
bereits vor Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes
erlassen werden.

Waldheim

Vranitzky
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